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nde September tagt die
Herbst-Vollversammlung der
katholischen Bischöfe in Ful-

da. Es steht viel auf dem Pro-
gramm – und noch mehr auf dem
Spiel. Dringende Reformen sind
gefordert. Das Image von Teilen
des Klerus ist stark ramponiert.
Entstandene Schäden sind immer
nochnichtbehoben.Vertrauengilt
es zurückzugewinnen. Der Ge-
duldsfaden selbst treuer Kernka-
tholiken ist äußerst angespannt.
Die zunehmende Gleichgültigkeit
vieler Kirchenmitglieder wächst
stetig bis hin zur Resignation.Wer
nochformal inderKirchebleibt,gehtganzüber-
wiegendnichtmehrzumSonntagsgottesdienst.

DerbloßeVerbleibals stummerKirchensteu-
erzahler täuscht über die innereAbkehr vonder
Institution und deren teils unbelehrbarer Lei-
tungsebenehinweg.DiekommendenJahrewer-
den mit fortschreitender Abwendung von der
Kirche die Missstände noch schmerzlicher zei-
gen. Umso wichtiger wäre es, sie durch beherz-
tes Anpacken baldmöglichst zu beheben. Ein
suizidales „Weiter so“ wird auch den Konserva-
tivsten nicht weiterhelfen. Der Auftrag der Kir-
cheunddie immernoch lebendigeBotschaft Je-
su Christi richten sich nicht nur an eine kleine
Herde inderWüste. Erwollte, dass sie alleMen-
schen erreicht bis hin zum letzten „verlorenen
Schaf“. Seine Heilsbotschaft sollte die Welt er-
neuern.Underwärewohlerschrocken,würdeer
heutzutage das Erscheinungsbild, die Behäbig-
keit sowie die Ausgrenzungsmechanismen sei-
ner apostolischen Nachfolger erleben.

Eine Gruppe rheinischer Katholikinnen und
Katholiken, alle gebürtig aus Köln, hat zu „ka-

tholischemKlartext“miteinerOn-
line-Abstimmung im Netz aufge-
rufen.DieInitiativeistaufeinbrei-
tes Medien-Echo gestoßen. Sie
will ein Sprachrohr sein in drei
Richtungen: Die inzwischen fast
11 000Teilnehmenden sollen erle-
ben, dass sie mit ihren Haltungen
und klaren Forderungen nicht al-
lein stehen. Den Reformwilligen
im Klerus soll Rückendeckung ge-
gebenwerden: Ja,diesogenannten
LaienwollenzeitgemäßeVerände-
rungen! Und den Ewiggestrigen
und Reformverweigerern soll ge-
spiegelt werden, dass sie in der

Minderheit sind und dass konservierter Zeit-
geist früherer Jahrhunderte entstaubt und als
unnötiger Ballast abgeworfen gehört.

DieUmfrage-Ergebnisse, die online abrufbar
sind, werden zeitnah der Bischofskonferenz in
Fulda übermittelt. Parallel wird auch die Apos-
tolische Nuntiatur in Berlin darüber infor-
miert – inderHoffnung,dasskatholischerKlar-
text auch in Rom ankommt.

11 000Unterschriften, das entspricht in etwa
der Zahl der Männer und Frauen, die allein in
Köln von Januar bis August aus der Kirche aus-
getreten sind. Auch das ist Klartext – vonMen-
schen, die jegliches Interesse an der Kirche ver-
loren haben und die Reformunfähigkeit im Ka-
tholizismus verinnerlicht haben. Aber Gleich-
gültigkeit istdasSchlimmste,dasderKirchewi-
derfahrenkann.KonstruktiveKritik signalisiert
zumindest Interesse, wenn nicht gar Bereit-
schaft zum Engagement für eine bessere Zu-
kunft. Druck zurVeränderung kommt inGesell-
schaften und Systemen meistens von unten.
Darin liegt eine Chance auch für die Kirche!

rmin Laschet
kann auch an-
ders.Derinder

Union als großer In-
tegrator bekannte
und als solcher auch
lange geschätzte
NRW-Ministerpräsi-
dent ist in der Lage,
den politischen Gegner hart zu
attackieren. Seit Tagen liefert
der Kanzlerkandidat der Union,
was seine Kritiker in CDU und
CSU – vor allem aber CSU-Chef
Söder– von ihm verlangen.

Das Problem ist nur, Laschet
wirkt dann nicht authentisch.
Und er spielt auch nicht sauber,
was im Wahlkampf allerdings
allgemeinkeinKriteriumist.Zu-
mindest möchte Laschet etwa
den Eindruck hinterlassen,
selbst Umweltverbände hätten
bei denVerhandlungenüberden
Kohleausstieg das Jahr 2038 als
adäquat empfunden. Und die
SPD schildert er als Totalausfall
inderdeutschenGeschichte,de-
ren gute Ideennur dank derUni-
on verwirklicht worden seien.

Was Laschet aber viel mehr
ausmacht, ist dies:ErkannKom-
promisse. Was im Wahlkampf
wie Selbstvergiftung wirkt, ist
der Kitt für Koalitionen: zuhö-
ren, aufeinander eingehen, ge-
meinsam Lösungen finden, den
anderen mal glänzen lassen. Da
ist Laschet in seinem Element.
Damit führt er seit Jahren ge-
räuschlos eine schwarz-gelbe
Regierung in Düsseldorf trotz
knapper Mehrheit.

Für die Union geht es in die-
sem Bundestagswahlkampf dar-
um,obsieesnochschafft,dasEr-
be von Angela Merkel anzutre-

ten oder ob sie sich
wegen einer Wahl-
niederlage zerlegen
wird. Gestutzt auf die
Oppositionsrolle
könnte Laschet kaum
Parteichef bleiben.
Umdiewenigenpres-
tigeträchtigen Pos-

ten wie den Fraktionsvorsitz
würde es einHauenundStechen
geben. Ein Generationenwech-
selstündean.FürdieJüngerenin
derUnionwäredas garnichtmal
die schlechteste Aussicht.

Hätte Markus Söder alles auf
Wahlsieg gesetzt, hätte er La-
schet helfen können. Der baye-
rische Ministerpräsident, der
Klare-Kante-Mann, hätte den
Part übernehmen müssen, bei
dem Laschet schwächelt. Beim
Parteitag in Nürnberg am Wo-
chenende hatte er seine Hand
gefasstundsie indieHöhegeris-
sen.Dawares,dasSignalderGe-
schlossenheit. Zwei lächerliche
Wochenvor derWahl.DieGeste,
auf die Laschet fünf Monate ge-
wartet hatte.

Das Sofortprogramm, das La-
schetamMontagvorgestellthat,
gehört zur ziemlich vermurks-
ten Wahlkampf-Regie, erst auf
den letzten Metern die Inhalte
besserherauszustellen.DieUni-
on wird nicht gewählt werden,
weil sie die Pendlerpauschale
„dynamisieren“ möchte oder
KfW-Kredite allen Ernstes für
unbürokratisch hält.

CDU und CSU würden ge-
wählt, wenn sie Wählerinnen
und Wählern die Sicherheit ge-
ben, dass sie als Schwesterpar-
teien selbst stabil sind und den
Kurs der Mitte halten.

Laschet hätte etwa längst den
am rechten Rand irrlichternden
Bundestagskandidaten Hans-
Georg Maaßen in die Schranken
weisen müssen. In Deutschland
werden in der Mitte Wahlen ge-
wonnen. Auch das ist Merkels
Erbe. Und das will die SPD der
Union nun streitig machen.

” Söder hilft
Laschet erst sehr
kurz vor derWahl

iteinerbeson-
deren Impfak-
tionswoche

wollen Bund, Länder
und Kommunen alle
Kräfte bündeln, um
die Impfquote hoch-
zutreiben. In ganz
Deutschland können
sich Menschen auf Marktplät-
zen, in Einkaufszentren oder
Baumärkten ohne Termin gegen
das Coronavirus impfen lassen.
Das ist zu begrüßen.

Dieser Schritt aber wäre
schonvor einigenWochenerfor-
derlich gewesen. Aktuell liegt
die Impfquote bei 62,2Prozent–
viel zu gering, um in den Herbst
zugehen.DasZielmussbeimehr
als 80 Prozent Doppelimpfun-
gen liegen, umdie Intensivstati-
onen in den kommendenMona-
tennichtzuüberlasten.VomFal-
lenlassen aller Corona-Be-
schränkungen wie der Masken-
pflicht und den Abstandsregeln
ganz zu schweigen.

Es ist typisch für
das deutsche Pande-
miemanagement der
letzten Monate: Die
Bundesregierung ist
wieder nur auf Sicht
gefahren. Bereits vor
einiger Zeit war vo-
raussagbar, dass die

Impfquote stagnieren wird und
die Neuinfektionen zunehmen
werden. Dem hätten Bund und
Länder damals entgegentreten
müssen – mit niedrigschwelli-
gen Impfangeboten, echten
Impfanreizen und Aufklärung
über die schützende Spritze.

Die Impfaktionswoche
kommt also zu spät. Denn zur
Wahrheit gehört auch: Wer sich
in dieser Woche erstimpfen
lässt, wird frühestens in sechs
Wochen – also Ende Oktober –
vollimmunisiert sein. Bis dahin
werden Corona-Inzidenz und
Hospitalisierungsrate, die zum
Hauptgradmesser der Pandemie
geworden ist, weiter steigen.

KÖLNISCHE ZEITUNG

lsAngelaMerkel jetzt in
einer Diskussion nach
den schwersten Mo-

mentenihrerKanzlerschaftge-
fragt wurde, erinnerte sie an
die griechische Schuldenkrise.
Sie habedamals denMenschen
in Griechenland „so viel zuge-
mutet“, sagteMerkel. In vielen
griechischen Medien wurde
diese Reminiszenz mit Ironie
kolportiert. „Eine Entschuldi-
gung ist das ja nicht“, stellte
derModeratordesFernsehsen-
ders „Skai“ fest.

AngelaMerkel und die Grie-
chen: Eine schwierigere Bezie-
hung kannman sich kaum vor-
stellen. DiemeistenMenschen
in Griechenland weinen der
scheidenden Kanzlerin keine
Tränenach. Sie sehen in ihr die

treibendeKraftdes„deutschen
Spardiktats“ während der
Staatsschuldenkrise. 2010
schnürten EU und Internatio-
nalerWährungsfonds das erste
HilfspaketfürGriechenland.Es
enthielt harte Auflagen.

Griechische Boulevardblät-
terbildetendiedeutscheKanz-
lerin in Fotomontagen als SS-
Soldatin ab. Eine große Athe-
ner Zeitung zeigte in einer Ka-
rikaturMerkelalsZirkusdomp-
teuse, die mit knallender Peit-
sche griechische Rentner zum
Sprung durch einen brennen-
den Reifen antrieb. Demons-
tranten errichteten auf dem
Athener Syntagmaplatz einen
Galgen, an dem eine Merkel-
Puppe baumelte. Inzwischen
hat sich das Bild ein wenig auf-

gehellt. Viele Griechen und
Griechinnen wissen heute,
dass es damals Merkel war, die
Griechenland im Euro hielt –
gegen die Grexit-Pläne ihres
Finanzministers Schäuble.
Auch für ihre Flüchtlingspoli-
tik bekommtMerkel nachträg-
lichAnerkennung.Hätte sie im
Sommer 2015 nicht die Gren-
zen geöffnet, wäre Griechen-
land im Chaos versunken.

AuchinZukunftwerdenvie-
le Griechen mit zwiespältigen
Gefühlen auf Deutschland bli-
cken. Als Urlauber sind die
Deutschen gern geseheneGäs-
te. Politisch aber fühlen sich
die meisten Griechen von
Deutschland unverstanden.

Dass Laschet (...) behauptet,
ScholzwerdedasLandindenlin-
ken Abgrund führen und die So-
zialdemokraten hätten in der
Nachkriegsgeschichte immer
aufderfalschenSeitegestanden,
kann man aus vielerlei Hinsicht
für fragwürdig halten. Ein
Grund,LaschetzumüblenPopu-
listen oder gar als „Mini-Trump“
abzustempeln, ist es nicht.
Wahlkampf lebt von Konfronta-
tion und der Fähigkeit, auchmal
einstecken zu können.

Wäre nun Mai, alles würde viel-
leicht gut für die Union. Doch in
zwei Wochen ist Bundestags-
wahl. Der CSU-Parteitag offen-
bart das Scheitern der uninspi-
rierten CDU-Kampagne. La-
schet blieb das Produkt des Ge-
klüngels einer Männerrunde
und des Duckmäusertums der
CDU-Vorstandsmitglieder. Er
kann mitreißender reden als
Scholz, er hat eine ausgeprägte
Mimik,erhatHumor.Dasserbis-
her weniger sympathisch wirkt
als Scholz, ist eigentlich absurd.
Der CSU-Parteitag ist für die
Union ein erschütterndes Erwe-
ckungserlebnis. Er zeigt, was
hätte sein können, hätte man
sich früher zueinander bekannt
und füreinanderbegeistert.Man
hättesichzwingenkönnen–und
müssen.

SöderhätteLaschet imApril ver-
hindernmüssen,wenner ihn für
den verheerend Falschen hält.
Oder ihn ohne Wenn und Aber
unterstützenmüssen.Fürbeides
hätte es gute Argumente gege-
ben, auch dafür, dass Söder der
Bessere gewesenwäre.Abermo-
natelangeinbisschenunterstüt-
zen, ein bisschen kritisieren
oder die freundlichen Sätze iro-
nisch brechen– das zog die CSU
mit in Laschets Abwärtssog.
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